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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Dr. Aithammer, Dr. Götz, Röhner, 
Geisenhofer, Frau Schleicher, Dr. Kunz (Weiden), Biehle, Dr. Müller (München), 
Schröder (Lüneburg), Dr. Jenninger, Ziegler und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Lehrstellenmangel im Krankenpflegeberuf 
- Drucksache 7/3905 - 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat mit 
Schreiben vom 8. Dezember 1975 - 315 - 1021/7 - die Kleine 
Anfrage im Namen der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Nachfrage nach Lehr- 
stellen in Krankenpflegeberufen das Angebot um das Fünffache 
übersteigt, obwohl nach wie vor ein großer Personalmangel im 
Krankenpflegewesen vorhanden ist? 

Eine verläßliche Aussage zu der Frage, in welchem Verhältnis 
die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen in der Krankenpflege 
zu dem Angebot an Ausbildungsplätzen steht, ist gegenwärtig 
nicht möglich. Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die 
Große Anfrage der CDU/CSU zur Situation des Gesundheits- 
wesens in der Bundesrepublik Deutschland (Drucksache 7/3322) 
unter IV 2 darauf hingewiesen, daß bereits seit Jahren bei der 
Mehrzahl der nichtärztlichen Heiiberufe die Zahl der Bewerber 
die Zahl der vorhandenen Ausbildungsplätze um ein Beträcht- 
liches übersteigt. Diese Aussage ist nach den Ländermitteilun- 
gen für diese Anfrage für die Krankenpflegeberufe erneut be- 
stätigt worden. Dabei läßt sich jedoch keine zahlenmäßige Aus- 
sage treffen, da die tatsächliche Zahl der Bewerbungen durch 
Bewerber, die sich an verschiedenen Ausbildungsplätzen gleich- 
zeitig bewerben, sowie durch Interessenten, die die Zeit bis zum 
Beginn der von ihnen eigentlich angestrebten Ausbildung wie 
etwa ein Medizinstudium sinnvoll überbrücken wollen, ver- 
fälscht wird. Nach Ansicht der Bundesregierung kann mit 
einer geringeren Nachfrage nach Ausbildungsplätzen für die 
Krankenpflegeberufe vorerst noch nicht vor allem wegen der in 
den nächsten Jahren zur Ausbildung anstehenden geburts- 
starken Jahrgänge gerechnet werden. 

Auf Grund des vom Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit vorliegenden Materials über die Entwicklung in den 
Krankenpflegeberufen und nach den neuesten Angaben der 
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Länder ist im übrigen festzustellen, daß der Personalmangel in 
den Krankenpflegeberufen rückläufig ist, die Zahl der nicht- 
examinierten Pflegekräfte zurückgeht und lediglich regional 
bedingt Engpässe im Bereich des Krankenpflegepersonals be- 
stehen. Mit der Verminderung des in früheren Jahren bestehen- 
den Fehlbedarfs an ausgebildetem Krankenpflegepersonal hat 
sich die bereits früher begonnene günstige Entwicklung in der 
Personalsituation bei den Krankenpflegeberufen weiter fort- 
gesetzt. Die Ursache für die derzeit noch unbesetzten Stellen im 
Krankenpflegebereich ist dabei auch nicht in einem zu ge- 
ringen Zugang zur Ausbildung und auch weniger in einem 
Mangel an Ausbildungsplätzen zu sehen. Sie ist vielmehr vor 
allem darin begründet, daß die weiblichen Angehörigen der 
Krankenpflegeberufe vielfach nicht auf Dauer ihren Beruf aus- 
üben, sondern nach wenigen Jahren der Berufstätigkeit wieder 
ausscheiden. Nach den Mitteilungen einzelner Länder liegen 
aber auch Anzeichen dafür vor, daß sich diese Situation im 
Laufe der nächsten Jahre ändern wird. 


2. Rechtfertigt nach den Erkenntnissen der Bundesregierung der 
voraussichtliche zukünftige Bedarf an Pflegepersonal - insbe- 
sondere unter Berücksichtigung der Zunahme von älteren Men- 
schen in der Bevölkerungspyramide - eine Ausweitung der Aus- 
bildungskapazitäten? 

Der Bundesregierung liegen keine entsprechenden Bedarfspro- 
gnosen vor. Die Meinungen der Länder zu dieser Frage sind 
nicht einheitlich. Nach den neuesten Angaben der Länder be- 
stehen 783 Krankenpflegeschulen mit 46 369 Ausbildungs- 
plätzen und 199 Kinderkrankenpflegeschulen mit 10 987 Aus- 
bildungsplätzen sowie 547 Schulen für Krankenpflegehilfe mit 
10 396 Ausbildungsplätzen. Nach Ansicht der Bundesregierung 
läßt sich der Bedarf voraussichtlich abdecken, wenn die vor- 
handenen Ausbildungskapazitäten über einen längeren Zeit- 
raum voll ausgenützt werden. 

Die Bundesregierung hat immer wieder deutlich gemacht, daß 
für alle ausbildungsplatzsuchenden Jugendlichen eine gualifi- 
zierte Berufsausbildung zu sichern ist. Diesem Ziel dient auch 
die im Regierungsentwurf eines Berufsbildungsgesetzes vorge- 
sehene Finanzierungsregelung. 

Der zukünftige Bedarf an Krankenpflegepersonal hängt in erster 
Linie von Art und Umfang der Krankenhausleistung, der zu- 
künftigen Struktur des Krankenhauswesens und dessen Zuord- 
nung zu flankierenden Einrichtungen, insbesondere auch der 
ambulanten Versorgung ab. Dem Bedarf an Krankenhaus- 
leistungen werden mehr als bisher objektive Kriterien zugrunde 
gelegt werden müssen, wie z. B. Verweildauer, Krankenhaus- 
häufigkeit und Bettennutzung. Auch die Veränderungen im 
Altersaufbau der Bevölkerung wirken sich hierbei aus. Sollte 
dabei die Krankenhausbehandlung zurückgehen, ergeben sich 
damit Rückwirkungen auf den Bedarf an Pflegekräften mit einer 
möglichen Verlagerung im Bereich der Altenpflege. 
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In Anbetracht der hohen Pflegeintensität der Krankenhaus- 
behandlung wird auf längere Sicht auch die Einführung neuer 
Pflegesysteme zu einer Entlastung beim Personalbedarf führen, 
sobald überhöhte Kapazitäten bei den Krankenhäusern abge- 
baut sind. 


3. Welche Mdßnahmen will die Bundesregierung ergreifen, um die 
Zahl der Lehrstellen in diesem Bereich zu erhöhen? 

Die Durchführung des Krankenpflegegesetzes in der Fassung 
vom 20. September 1965 obliegt nach der verfassungsrecht- 
lichen Zuständigkeitsregelung den Ländern. Daher sind auch 
Maßnahmen, die zu einer Erhöhung der Zahl der Ausbildungs- 
plätze in der Krankenpflege führen, ausschließlich Angelegen- 
heit der Länder. 

Einige Länder haben ihre Ausbildungsstätten ermutigt, ihre 
Ausbildungskapazitäten zu erweitern^ soweit es die personellen 
und räumlichen Verhältnisse sowie die bis zum 31. Dezember 
1978 nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz noch mögliche 
Abrechnung der Ausbildungskosten über den Pflegesatz es zu- 
lassen. Demgemäß ist die Zahl der Ausbildungsplätze in diesen 
Ländern im Jahre 1975 gegenüber dem Vorjahr um 10 v. H. 
angestiegen. 


4. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, durch finanzielle 
Unterstützung die Ausbildungskapazität insbesondere im theo- 
retischen Unterricht zu erweitern und neue Schulen zu schaffen? 

Die Finanzierung der Ausbildungsstätten für Krankenpflege- 
personal gehört ausschließlich zum Aufgabenbereich der Län- 
der. Der Neubau von Schulen kann daher nicht aus Mitteln des 
Bundes unterstützt werden. 

Im übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen 2 und 3 
verwiesen. Eine Erweiterung der Ausbildungskapazität läßt sich 
darüber hinaus ohne Einbeziehung der praktischen Ausbildung 
und damit der gleichzeitigen Ausweitung des Platzangebotes 
für diesen Teil der Ausbildung nicht verwirklichen. Bei einer 
lediglich den theoretischen Teil der Ausbildung betreffenden 
Erweiterung der Ausbildungskapazität würde der Forderung 
nach einer möglichst praxisnahen Ausbildung nicht Rechnung 
getragen werden können. 


5. Wie will die Bundesregierung die Ausbildung von Kranken- 
pflegepersonal finanziell sichern, wenn ab dem 31. Dezember 
1978 die Finanzierung über die Krankenhauspflegesätze nicht 
mehr möglich ist? 


Zur Frage der Verlängerung der Frist des § 30 Abs. 2 KHG 
verweist die Bundesregierung auf ihre Gegenäußerung zur 
Stellungnahme des Bundesrates zu Artikel 34 des Entwurfs 
eines Haushaltsstrukturgesetzes. 


3 



Drucksache 7/4424 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


6. Welche konkreten Regelungen in dem neuen Gesetzentwurf 
über nichtärztliche Heilberufe sind vorgesehen, um die Zahl der 
Ausbildungsplätze im Krankenpflegeberuf spürbar zu steigern? 

Das Gesetz über nichtärztliche Heilberufe in der Geburtshilfe 
und in der Krankenpflege wird aufgrund derKompetenznorm des 
Artikels 74 Nr. 19 des Grundgesetzes erlassen werden, die dem 
Bund u. a. die konkurrierende Gesetzgebungsbefugnis für die 
„Zulassung zu den ärztlichen und anderen Heilberufen" zu- 
weist. Artikel 74 Nr. 19 des Grundgesetzes ist .nach der Recht- 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts wortgetreu auszu- 
legen. Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes ist bei den 
Heiiberufen grundsätzlich auf die Zulassung zum Beruf be- 
schränkt, so daß der Bund keine Möglichkeit hätte, aufgrund 
des Gesetzes Maßnahmen vorzusehen, die der Erhöhung der 
Zahl der Ausbildungsplätze dienten. Derartige Regelungen 
könnten nicht dem Zulassungswesen zugerechnet werden. 

Im übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen 2 und 3 hin- 
gewiesen. 
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